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Allgemeine Steuerzahlungstermine im November  

Fälligkeit  
Ende der 

Schonfrist 

Mo. 12.12.  Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 15.12. 

Mo. 12.12. Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 15.12. 

Mo. 12.12. Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 15.12. 

Mo. 12.12. Umsatzsteuer 15.12. 

Mi. 28.12. Sozialversicherung  

 

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde. 

Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin 
eingereicht werden. 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Straße des 17. Juni 106-108 
10623 Berlin 
 

T + 49. 30. 88 77 58 - 0 
T + 49. 30. 88 77 58 - 10 
M info@mswberlin.de 

mailto:info@mswberlin.de


 
 
 
 
 
 

Seite 2 von 4 
 

1) Neue Regelung für Lohnsteuerbescheinigungen des Jahres 2023 

Elektronische Lohnsteuerbescheinigungen, die von Arbeitgebern ausgestellt werden, dürfen für die 
Jahre ab 2023 nur noch mit der Angabe der Steuer-Identifikationsnummer der Arbeitnehmer an das  
Finanzamt übermitteln werden. Die bisherige Möglichkeit, eine eindeutige Personenzuordnung mit einer 
sog. eTIN (electronic Taxpayer Identification Number) vorzunehmen, fällt ab 2023 weg. Arbeitgeber 
müssen daher rechtzeitig Sorge dafür tragen, dass ihnen die Steuer-Identifikationsnummern aller ihrer 
Arbeitnehmer vorliegen. 

Arbeitnehmern, für die eine Meldepflicht beim Einwohnermeldeamt in Deutschland besteht, wird die 
Steuer-Identifikationsnummer automatisch vom Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) zugeteilt. Bei in 
Deutschland geborenen Personen wird die Steuer-Identifikationsnummer seit ihrer Einführung im Jahr 
2007 bereits ab Geburt vergeben. Sollte die Identifikationsnummer nicht mehr bekannt sein, kann eine 
erneute Zusendung über die Homepage des BZSt unter www.bzst.de beantragt werden. 

Nichtmeldepflichtige Arbeitnehmer, z. B. in Deutschland tätige Personen mit Wohnsitz im Ausland, 
denen bislang keine Steuer-Identifikationsnummer vom BZSt zugeteilt wurde, können diese beim für 
den Arbeitgeber zuständigen Finanzamt (sog. Betriebstättenfinanzamt) beantragen. 

Die erstmalige Zuteilung einer Identifikationsnummer kann auch durch die Arbeitgeber beantragt 
werden, wenn diese von ihren Arbeitnehmern hierzu bevollmächtigt werden. Für die Bevollmächtigung 
ist kein bestimmtes Formular erforderlich. Sie muss nur eindeutig sein. 

 

2)  Dezember-Entlastung für Gas- und Wärmekunden kommt 

Am 14.11.2022 hat der Bundesrat die Dezember-Soforthilfen für Letztverbraucher von Erdgas und 
Kunden von Wärme gebilligt, die der Bundestag am 10.11.2022 beschlossen hatte. Das Gesetz kann 
daher nach Unterzeichnung durch den Bundespräsidenten und direkt am Tag nach der Verkündung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft treten. 

Haushaltskunden und kleinere Unternehmen mit einem Jahresverbrauch bis zu 1.500 Megawatt-
stunden Gas werden durch die einmalige Soforthilfe von den dramatisch gestiegenen Kosten entlastet - 
als Überbrückung, bis im nächsten Jahr die geplante Gaspreisbremse wirkt. Unabhängig vom Jahres-
verbrauch hilfeberechtigt sind unter anderem Pflege-, Rehabilitations- und Forschungseinrichtungen, 
Kindertagesstätten, Werkstätten für Menschen mit Behinderungen und Wohnungseigentümergemein-
schaften. 

Für die Betroffenen entfällt die Pflicht, die vertraglich vereinbarten Abschlagszahlungen für den Monat 
Dezember zu leisten. Bei der Wärmeversorgung erfolgt die Entlastung durch eine pauschale Zahlung, 
die sich im Wesentlichen an der Höhe des im September gezahlten Abschlags bemisst. 

Für Mieter, die keine eigenen Verträge mit den Energielieferanten haben, sondern über Nebenkosten-
abrechnungen betroffen sind, sind differenzierte Sonderregeln je nach Vertragsgestaltung gegenüber 
der Vermieterseite vorgesehen. Ziel ist es, auch diese Haushalte zeitnah von den Kostensteigerungen 
zu entlasten. 
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3)  Rechnungsberichtigung – Rückwirkung für Vorsteuerabzug? 

Wenn ein Unternehmer in der Annahme einer Leistungserbringung im Ausland eine Ausgangsrechnung 
ohne inländischen Steuerausweis erteilt, kann er diese nicht in der Weise berichtigen, dass dem 
späteren Ausweis inländischer Umsatzsteuer Rückwirkung für den Vorsteuerabzug des Leistungs-
empfängers zukommt. 

Das Recht auf Vorsteuerabzug kann aufgrund einer berichtigten Rechnung bereits für den Besteu-
erungszeitraum ausgeübt werden, in dem die Rechnung ursprünglich ausgestellt wurde, wenn zunächst 
eine Rechnung ausgestellt wird, die den Anforderungen der §§ 14, 14a UStG nicht entspricht, diese 
Rechnung aber später berichtigt wird. Für die dabei erforderliche Berichtigungsfähigkeit der ur-
sprünglich erteilten Rechnung verlangt der Bundesfinanzhof jedoch, dass diese Angaben zum Rech-
nungsaussteller, zum Leistungsempfänger, zur Leistungsbeschreibung, zum Entgelt und zur gesondert 
ausgewiesenen Umsatzsteuer enthält.  

 

4) Weitere Anhebung der geplanten Erhöhung von steuerlichen Freibeträgen und 
Kindergeld 

Der Finanzausschuss hat angesichts der hohen Inflation die geplanten Erhöhungen von steuerlichen 
Freibeträgen und Kindergeld noch weiter angehoben. 

Der Koalitionsentwurf sah ursprünglich eine Anhebung des steuerlichen Grundfreibetrages von derzeit 
10.347 Euro auf 10.632 Euro im kommenden Jahr vor. Der Betrag soll jetzt (Stand: 08.11.2022) auf 
10.908 Euro steigen. 2024 sollte der Grundfreibetrag nach dem Gesetzentwurf weiter auf 10.932 Euro 
steigen. Mit dem Änderungsantrag wird dieser Wert auf 11.604 Euro angehoben. 

Ebenfalls im nächsten Jahr erhöht werden soll das Kindergeld für das erste, zweite und dritte Kind auf 
einheitlich 250 Euro pro Monat. Vorgesehen waren im Koalitionsentwurf 237 Euro. Die Anhebungen 
gehen zurück auf die Angaben im 14. Existenzminimum-bericht. Auch der steuerliche Kinderfreibetrag 
wird erhöht. 

Das sog. Inflationsausgleichsgesetz soll am 25.11.2022 vom Bundesrat verabschiedet werden. 

 

5) Anpassung von Zinsfestsetzungen für Steuernachzahlungen und -erstattungen 

Das Bundesverfassungsgericht hatte mit Beschluss vom 08.07.2021 die Verfassungswidrigkeit des 
bundesgesetzlichen Zinssatzes von jährlich 6 % für Steuernachzahlungen und -erstattungen fest-
gestellt. Der Bundesgesetzgeber hat daraufhin eine verfassungsgemäße Neuregelung der Verzinsung, 
rückwirkend ab 01.01.2019, mit nunmehr 1,8 % pro Jahr beschlossen. 

Im November 2022 werden nun die bayerischen Finanzämter aufgrund dieser Gesetzesänderung von 
Amts wegen rund zwei Millionen geänderte Zinsbescheide in allen offenen Fällen an die betroffenen 
Bürger übermitteln. Hierfür ist somit kein Antrag erforderlich. 
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Haben Steuerbürger bereits einen Bescheid mit einer Steuererstattung und einer Zinsfestsetzung unter 
Anwendung der ursprünglichen 6 % jährlichem Zins erhalten, besteht insoweit in der Regel ein 
Vertrauensschutz und es ist keine teilweise Rückzahlung des Zinses notwendig. Nur wenn der Zins 
bislang noch nicht festgesetzt wurde, erfolgt dies nun mit dem neuen Zinssatz von 1,8 %. 

 

6) Freiwillige Zahlung einer Umsatzsteuer-Vorauszahlung des Vorjahres vor 
Fälligkeit als Betriebsausgabe 

Der Bundesfinanzhof vertritt die Auffassung, die Umsatzsteuer-Vorauszahlung für den Voranmeldungs-
zeitraum des Dezembers des Vorjahres, die zwar innerhalb des maßgeblichen Zehn-Tages-Zeitraums 
geleistet, aber wegen einer Dauerfristverlängerung erst danach fällig wird, ist bei der Gewinnermittlung 
durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung erst im Jahr des Abflusses als Betriebsausgabe zu berück-
sichtigen. 

 


